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Gesetzestext 
 

Änderung Anmerkung 

§ 75  
Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 
(1) Die Gemeinde hat ihre 
Haushaltswirtschaft so zu planen und zu 
führen, dass die stetige Erfüllung ihrer 
Aufgaben gesichert ist.  

 

 

 

 

 

Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, 
effizient und sparsam zu führen. Dabei ist 
den Erfordernissen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
Rechnung zu tragen. 

(2) Der Haushalt muss in jedem Jahr in 
Planung und Rechnung ausgeglichen 
sein. Er ist ausgeglichen, wenn der 

§ 75 (neu) 
Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 
(1) Die Gemeinde hat ihre 
Haushaltswirtschaft so zu planen und zu 
führen, dass die stetige Erfüllung ihrer 
Aufgaben gesichert ist. Die Gemeinde hat 
Bücher zu führen, in denen nach 
Maßgabe dieses Gesetzes und nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung unter Berücksichtigung der 
besonderen 
gemeindehaushaltsrechtlichen 
Bestimmungen die Verwaltungsvorfälle 
und die Vermögens-, Ertrags- und 
Finanzlage in der Form der doppelten 
Buchführung ersichtlich zu machen sind. 
Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, 
effizient und sparsam zu führen. Dabei ist 
den Erfordernissen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
Rechnung zu tragen. 

(2) Der Haushalt muss in jedem Jahr in 
Planung und Rechnung ausgeglichen 
sein. Er ist ausgeglichen, wenn der 

 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 2 wird auf den Wesenskern als 
allgemeiner Haushaltsgrundsatz 
zurückgeführt: Die Mechanismen zum 
Haushaltsausgleich werden in § 79 



Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des 
Gesamtbetrages der Aufwendungen  

                       erreicht oder übersteigt. Die 
Verpflichtung des Satzes 1 gilt als erfüllt, 
wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und 
der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung 
durch Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage gedeckt werden 
können. Anstelle einer bestehenden oder 
fehlenden Ausgleichsrücklage oder 
zusätzlich zur Verwendung der 
Ausgleichsrücklage kann im Ergebnisplan 
auch eine pauschale Kürzung von 
Aufwendungen bis zu einem Betrag von 1 
Prozent der Summe der ordentlichen 
Aufwendungen unter Angabe der zu 
kürzenden Teilpläne veranschlagt werden 
(globaler Minderaufwand). 

(3) In der Bilanz ist eine 
Ausgleichsrücklage zusätzlich zur 
allgemeinen Rücklage als gesonderter 
Posten des Eigenkapitals anzusetzen. Der 
Ausgleichsrücklage können 
Jahresüberschüsse durch Beschluss nach 
§ 96 Absatz 1 Satz 2 zugeführt werden, 
soweit die allgemeine Rücklage einen 
Bestand in Höhe von mindestens 3 
Prozent der Bilanzsumme des 
Jahresabschlusses der Gemeinde 
aufweist. 

Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des 
Gesamtbetrages der Aufwendungen unter 
Berücksichtigung von Jahresfehlbeträgen 
aus Vorjahren erreicht oder übersteigt. Die 
Verpflichtung des Satzes 1 gilt als erfüllt, 
wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und 
der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung 
durch Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage gedeckt werden 
können. Anstelle einer bestehenden oder 
fehlenden Ausgleichsrücklage oder 
zusätzlich zur Verwendung der 
Ausgleichsrücklage kann im Ergebnisplan 
auch eine pauschale Kürzung von 
Aufwendungen bis zu einem Betrag von 1 
Prozent der Summe der ordentlichen 
Aufwendungen unter Angabe der zu 
kürzenden Teilpläne veranschlagt werden 
(globaler Minderaufwand). 

(3) In der Bilanz ist eine 
Ausgleichsrücklage zusätzlich zur 
allgemeinen Rücklage als gesonderter 
Posten des Eigenkapitals anzusetzen. Der 
Ausgleichsrücklage können 
Jahresüberschüsse durch Beschluss nach 
§ 96 Absatz 1 Satz 2 zugeführt werden, 
soweit die allgemeine Rücklage einen 
Bestand in Höhe von mindestens 3 
Prozent der Bilanzsumme des 
Jahresabschlusses der Gemeinde 
aufweist. Jahresüberschüsse erhöhen, 

(„Haushaltsplan“) und § 95 
(„Jahresabschluss“) separiert und zum 
anderen geändert: Der Ausgleich von 
Erträgen und Aufwendungen innerhalb eines 
Haushaltsjahres oder wenigstens in einem 
mittelfristigen Zeitraum ist Grundprinzip einer 
nachhaltigen Finanzwirtschaft und Bedingung 
für die nach § 75 Absatz 1 Satz 1 bestehende 
Pflicht der Gemeinden, die 
Haushaltswirtschaft so zu planen und zu 
führen, dass die stetige Erfüllung ihrer 
Aufgaben gesichert ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 3 Satz 2 wird neu gefasst und stellt 
klar, dass Jahresüberschüsse die 
Ausgleichsrücklage erhöhen, soweit diese 
nicht für den Haushaltsausgleich verwendet 



 

 

 

 
 
(4) Wird bei der Aufstellung der 
Haushaltssatzung  
                                eine Verringerung der 
allgemeinen Rücklage vorgesehen, bedarf 
dies der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung gilt 
als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde 
nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrages der Gemeinde eine 
andere Entscheidung trifft. Die 
Genehmigung kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. Sie ist mit 
der Verpflichtung, ein 
Haushaltssicherungskonzept nach § 76 
aufzustellen, zu verbinden, wenn die 
Voraussetzungen des § 76 Abs. 1 
vorliegen. 

(5) Weist die Ergebnisrechnung bei der 
Bestätigung des Jahresabschlusses gem. 
§ 95 Abs. 3 trotz eines ursprünglich 
ausgeglichenen Ergebnisplans einen   
           Fehlbetrag oder einen höheren 
           Fehlbetrag als im Ergebnisplan 
ausgewiesen aus, so hat die Gemeinde 

soweit sie nicht für den 
Haushaltsausgleich verwendet werden, 
die Ausgleichsrücklage. Im Rahmen der 
Feststellung des Jahresabschlusses 
können aus der Ausgleichsrücklage 
Beträge in die allgemeine Rücklage 
umgebucht werden. 

(4) Wird bei der Aufstellung der 
Haushaltssatzung ein Jahresfehlbetrag 
vorgetragen oder eine Verringerung der 
allgemeinen Rücklage vorgesehen, bedarf 
dies der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung gilt 
als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde 
nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrages der Gemeinde eine 
andere Entscheidung trifft. Die 
Genehmigung kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. Sie ist mit 
der Verpflichtung, ein 
Haushaltssicherungskonzept nach § 76 
aufzustellen, zu verbinden, wenn die 
Voraussetzungen des § 76 Absatz 1 
vorliegen. 

(5) Weist die Ergebnisrechnung bei der 
Bestätigung des Jahresabschlusses nach 
§ 95 Abs. 5 trotz eines ursprünglich 
ausgeglichenen Ergebnisplans einen 
Jahresfehlbetrag oder einen höheren 
Jahresfehlbetrag als im Ergebnisplan 
ausgewiesen aus, so hat die Gemeinde 

werden. Satz 2 enthält damit künftig einen 
gesetzlichen Automatismus, der einen 
gesonderten Beschluss im Rahmen der 
Feststellung des Jahresabschlusses erübrigt. 
Die allgemeine Rücklage soll zukünftig nur 
noch nachrangig zum Haushaltsausgleich in 
Anspruch genommen werden können, da sich 
an die Inanspruchnahme dieser 
Eigenkapitalposition bestimmte Rechtsfolgen 
knüpfen. 
 
Abs. 4 weitet die Genehmigungserfordernis 
aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



dies der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde kann in 
diesem Fall Anordnungen treffen, 
erforderlichenfalls diese Anordnungen 
selbst durchführen oder – wenn und 
solange diese Befugnisse nicht 
ausreichen – einen Beauftragten 
bestellen, um eine geordnete 
Haushaltswirtschaft wieder herzustellen. 
§§123 und 124 gelten sinngemäß. 

(6) Die Liquidität der Gemeinde 
einschließlich der Finanzierung der 
Investitionen ist sicherzustellen. 

(7) Die Gemeinde darf sich nicht 
überschulden. Sie ist überschuldet, wenn 
nach der Bilanz das Eigenkapital 
aufgebraucht ist. 

 

dies der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde kann in 
diesem Fall Anordnungen treffen, 
erforderlichenfalls diese Anordnungen 
selbst durchführen oder – wenn und 
solange diese Befugnisse nicht 
ausreichen – einen Beauftragten 
bestellen, um eine geordnete 
Haushaltswirtschaft wiederherzustellen. 
§§123 und 124 gelten sinngemäß. 

(6) Die Liquidität der Gemeinde 
einschließlich der Finanzierung der 
Investitionen ist sicherzustellen. 

(7) Die Gemeinde darf sich nicht 
überschulden. Sie ist überschuldet, wenn 
in der Bilanz ein nicht durch Eigenkapital 
gedeckter Fehlbetrag ausgewiesen wird. 

 

 
 
 
 
 
 
Die sich aus dem § 75 Absatz 6 ergebende 
Pflicht der Gemeinde zur Sicherstellung ihrer 
Liquidität einschließlich der Finanzierung der 
Investitionen ist neben dem 
Haushaltsausgleich ein weiteres Kriterium für 
die Leistungsfähigkeit einer Gemeinde. Seit 
der Einführung des Neuen Kommunalen 
Finanzmanagements bezieht sich der 
Haushaltsausgleich auf den Ergebnis- und 
nicht auf den Finanzhaushalt, so dass die 
Verpflichtung der Sicherstellung der 
Zahlungsfähigkeit in § 89 Absatz 1 separat 
und konkretisierend geregelt worden ist. 

§ 76  
Haushaltssicherungskonzept 

 
(1) Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer 
dauerhaften Leistungsfähigkeit ein 
Haushaltssicherungskonzept aufzustellen 
und darin den nächstmöglichen Zeitpunkt 
zu bestimmen, bis zu dem der 
Haushaltsausgleich wieder hergestellt ist, 
wenn bei der Aufstellung der 
Haushaltssatzung 

§ 76 (neu) 
Haushaltssicherungskonzept 

 
(1) Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer 
dauerhaften Leistungsfähigkeit ein 
Haushaltssicherungskonzept aufzustellen 
und darin den nächstmöglichen Zeitpunkt 
zu bestimmen, bis zu dem der 
Haushaltsausgleich wiederhergestellt ist, 
wenn bei der Aufstellung der 
Haushaltssatzung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



1. durch Veränderungen des Haushalts 
innerhalb eines Haushaltsjahres der in der 
Schlussbilanz des Vorjahres 
auszuweisende Ansatz der allgemeinen 
Rücklage um mehr als ein Viertel 
verringert wird oder 

2. in zwei aufeinanderfolgenden 
Haushaltsjahren geplant ist, den in der 
Schlussbilanz des Vorjahres 
auszuweisenden Ansatz der allgemeinen 
Rücklage jeweils um mehr als ein 
Zwanzigstel zu verringern oder 

3. innerhalb des Zeitraumes der 
mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung die allgemeine Rücklage 
aufgebraucht wird. 

Dies gilt entsprechend bei der Bestätigung 
über den Jahresabschluss gemäß § 95 
Absatz 3. 

(2) Das Haushaltsicherungskonzept dient 
dem Ziel, im Rahmen einer geordneten 
Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu 
erreichen. Es bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung 
soll nur erteilt werden, wenn aus dem 
Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, 
dass spätestens im zehnten auf das 
Haushaltsjahr folgende Jahr der 

1. durch Veränderungen des Haushalts 
innerhalb des Planjahres der in der 
Schlussbilanz des Vorjahres 
auszuweisende Ansatz der allgemeinen 
Rücklage um mehr als ein Viertel 
verringert wird oder 

2. in zwei aufeinanderfolgenden 
Haushaltsjahren geplant ist, den in der 
Schlussbilanz des Vorjahres 
auszuweisenden Ansatz der allgemeinen 
Rücklage jeweils um mehr als ein 
Zwanzigstel zu verringern oder 

2. in der Bilanz ein nicht durch 
Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 
ausgewiesen wird.   

                                                    
Dies gilt entsprechend bei der Bestätigung 
über den Jahresabschluss nach § 95 
Absatz 5. 

(2) Das Haushaltsicherungskonzept dient 
dem Ziel, im Rahmen einer geordneten 
Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu 
erreichen. Es bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung 
soll nur erteilt werden, wenn aus dem 
Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, 
dass spätestens im zehnten auf das 
Haushaltsjahr folgende Jahr der 

In § 76 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird der 
Bezug auf das Planjahr, als das aktuellste 
Orientierungsjahr, konkretisiert. Die bisherige 
Vorschrift in § 76 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
soll aufgegeben werden, da die 
entsprechende Absicherung des Eigenkapitals 
(bisher: allgemeine Rücklage) gegenüber 
übermäßige Verringerung in der mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplan sich nunmehr in der 
Norm findet, die die mittelfristige Ergebnis- 
und Finanzplanung selbst regelt (siehe 
Erläuterungen zu § 84).  
 
 
Mit Nummer 2 (neu) wird hingegen eine bisher 
bestehende Regelungslücke für die 
Kommunen geschlossen, die in ihrer Bilanz 
einen nicht durch Eigenkapital gedeckten 
Fehlbetrag ausweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 
wieder erreicht wird. Im Einzelfall kann 
durch Genehmigung der Bezirksregierung 
auf der Grundlage eines individuellen 
Sanierungskonzeptes von diesem 
Konsolidierungszeitraum abgewichen 
werden. Die Genehmigung des 
Haushaltssicherungskonzeptes kann unter 
Bedingungen und mit Auflagen erteilt 
werden. 

 

Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 
wieder erreicht wird. Im Einzelfall kann 
durch Genehmigung der Bezirksregierung 
auf der Grundlage eines individuellen 
Sanierungskonzeptes von diesem 
Konsolidierungszeitraum abgewichen 
werden. Die Genehmigung des 
Haushaltssicherungskonzeptes kann unter 
Bedingungen und mit Auflagen erteilt 
werden. 

(3) Die Haushaltssicherung steht der 
Wahrnehmung und Finanzierung von 
Aufgaben, zu denen die Gemeinde 
rechtlich verpflichtet ist, nicht entgegen. 
Dies gilt auch für die Aufnahme von 
Krediten nach § 86 und das Tätigen 
zwingend erforderlicher Investitionen zur 
Wahrnehmung von Aufgaben, zu denen 
die Gemeinde rechtlich verpflichtet ist.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Ergänzung des neuen Absatzes 3 
wird die bereits geltende Rechtslage 
klargestellt, dass die Haushaltssicherung 
dabei der Wahrnehmung und Finanzierung 
von Aufgaben, zu denen die Gemeinde 
rechtlich verpflichtet ist, nicht entgegensteht. 
Dies gilt folgerichtig auch für die Aufnahme 
von Krediten nach § 86 und das Tätigen 
zwingend erforderlicher Investitionen zur 
Wahrnehmung von Aufgaben, zu denen die 
Gemeinde rechtlich verpflichtet ist (zum 
Beispiel Umsetzung des Rechtsanspruches 
auf den Ganztag,Verkehrssicherungspflichten, 
Umsetzung des Gebäudeenergiegesetzes). 

§ 78  
Haushaltssatzung 

 
(1) Die Gemeinde hat für jedes 
Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu 
erlassen. 

(2) Die Haushaltssatzung enthält die 
Festsetzung 

§ 78 (neu) 
Haushaltssatzung 

 
(1) Die Gemeinde hat für jedes 
Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu 
erlassen. 

(2) Die Haushaltssatzung enthält die 
Festsetzung 

 



1. des Haushaltsplans 

a) im Ergebnisplan unter Angabe des 
Gesamtbetrages der Erträge und der 
Aufwendungen des Haushaltsjahres, 

b) im Finanzplan unter Angabe des 
Gesamtbetrages der Einzahlungen und 
Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, des Gesamtbetrages 
der Einzahlungen und Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit und aus der 
Finanzierungstätigkeit des 
Haushaltsjahres, 

c) unter Angabe der vorgesehenen 
Kreditaufnahmen für Investitionen 
(Kreditermächtigung), 

d) unter Angabe der vorgesehenen 
Ermächtigungen zum Eingehen von 
Verpflichtungen, die künftige 
Haushaltsjahre mit Auszahlungen für 
Investitionen belasten 
(Verpflichtungsermächtigungen), 

2. der Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage  
                               und der Verringerung 
der allgemeinen Rücklage, 

1. des Haushaltsplans 

a) im Ergebnisplan unter Angabe des 
Gesamtbetrages der Erträge und der 
Aufwendungen des Haushaltsjahres, 

b) im Finanzplan unter Angabe des 
Gesamtbetrages der Einzahlungen und 
Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, des Gesamtbetrages 
der Einzahlungen und Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit und aus der 
Finanzierungstätigkeit des 
Haushaltsjahres, 

c) unter Angabe der vorgesehenen 
Kreditaufnahmen für Investitionen 
(Kreditermächtigung), 

d) unter Angabe der vorgesehenen 
Ermächtigungen zum Eingehen von 
Verpflichtungen, die künftige 
Haushaltsjahre mit Auszahlungen für 
Investitionen belasten 
(Verpflichtungsermächtigungen), 

2. der Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage, des Vortrages eines 
Jahresfehlbetrages und der Verringerung 
der allgemeinen Rücklage, 



3. des Höchstbetrages der Kredite zur 
Liquiditätssicherung, 

4. der Steuersätze, die für jedes 
Haushaltsjahr neu festzusetzen sind, 

5. des Jahres, in dem der 
Haushaltsausgleich wieder hergestellt ist. 

Sie kann weitere Vorschriften enthalten, 
die sich auf die Erträge und die 
Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen, den Stellenplan des 
Haushaltsjahres und das 
Haushaltssicherungskonzept beziehen. 

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn 
des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für 
das Haushaltsjahr. Sie kann 
Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, 
nach Jahren getrennt, enthalten. 

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, 
soweit für einzelne Bereiche durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung nichts anderes 
bestimmt ist. 

 

3. des Höchstbetrages der Kredite zur 
Liquiditätssicherung, 

4. der Steuersätze, die für jedes 
Haushaltsjahr neu festzusetzen sind, 

5. des Jahres, in dem der 
Haushaltsausgleich wieder hergestellt ist. 

Sie kann weitere Vorschriften enthalten, 
die sich auf die Erträge und die 
Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen, den Stellenplan des 
Haushaltsjahres und das 
Haushaltssicherungskonzept beziehen. 

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn 
des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für 
das Haushaltsjahr. Sie kann 
Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, 
nach Jahren getrennt, enthalten. 

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, 
soweit für einzelne Bereiche durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung nichts anderes 
bestimmt ist. 

 
§ 79  

Haushaltsplan 
 

§ 79 (neu) 
Haushaltsplan 

 
 
 
 
 
 



(1) Der Haushaltsplan enthält alle im 
Haushaltsjahr für die Erfüllung der 
Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 

1. anfallenden Erträge und eingehenden 
Einzahlungen, 

2. entstehenden Aufwendungen und zu 
leistenden Auszahlungen, 

3. notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen. 

Die Vorschriften über die 
Sondervermögen der Gemeinde bleiben 
unberührt. 

(2) Der Haushaltsplan ist in einen 
Ergebnisplan und einen Finanzplan sowie 
in Teilpläne zu gliedern. Das 
Haushaltssicherungskonzept gemäß § 76 
ist Teil des Haushaltsplans; der 
Stellenplan für die Bediensteten ist Anlage 
des Haushaltsplans. 

 

 

 

 

(1) Der Haushaltsplan enthält alle im 
Haushaltsjahr für die Erfüllung der 
Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 

1. anfallenden Erträge und eingehenden 
Einzahlungen, 

2. entstehenden Aufwendungen und zu 
leistenden Auszahlungen, 

3. notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen. 

Die Vorschriften über die 
Sondervermögen der Gemeinde bleiben 
unberührt. 

(2) Der Haushaltsplan ist in einen 
Ergebnisplan und einen Finanzplan sowie 
in Teilpläne zu gliedern. Das 
Haushaltssicherungskonzept gemäß § 76 
ist Teil des Haushaltsplans; der 
Stellenplan für die Bediensteten ist Anlage 
des Haushaltsplans. 

(3) Kann der Ausgleich des 
Jahresergebnisses unter Berücksichtigung 
von Jahresfehlbeträgen aus Vorjahren 
trotz Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten 
und Ausschöpfung aller 
Ertragsmöglichkeiten nicht erreicht 
werden, kann in der Ergebnisplanung eine 
pauschale Kürzung von Aufwendungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der unvermeidbaren 
finanzwirtschaftlichen Schwankungen wird 
nicht in jeder Periode ein ausgeglichenes 
Planergebnis erreichbar sein. Deshalb sieht 
Absatz 3 ein gestuftes System vor, um den 
Haushaltsausgleich im Plan erreichen zu 
können. Einschränkende Voraussetzung ist, 
dass Einspar- und Ertragsmöglichkeiten 
ausgeschöpft sind. 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(3) Der Haushaltsplan ist Grundlage für 
die Haushaltswirtschaft der Gemeinde. Er 
ist nach Maßgabe dieses Gesetzes und 
der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften für die Haushaltsführung 
verbindlich. Ansprüche und 
Verbindlichkeiten Dritter werden durch ihn 
weder begründet noch aufgehoben. 

 

bis zu einem Betrag von 2 Prozent der 
Summe der ordentlichen Aufwendungen 
veranschlagt werden (globaler 
Minderaufwand); anstelle oder zusätzlich 
kann die Ausgleichsrücklage verwendet 
werden. Soweit ein Ausgleich des 
Jahresergebnisses nach Satz 1 nicht 
erreichbar ist, kann ein verbleibender 
Jahresfehlbetrag in der mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplanung längstens in 
die drei folgenden Haushaltsjahre 
vorgetragen werden; § 84 ist zu beachten. 
Bei einer geplanten Verringerung der 
allgemeinen Rücklage ist § 75 Absatz 4 
und § 76 zu beachten. Für die Deckung 
eines Jahresfehlbetrages im 
Jahresabschluss des Planjahres gilt § 95. 

(4) Der Haushaltsplan ist Grundlage für 
die Haushaltswirtschaft der Gemeinde. Er 
ist nach Maßgabe dieses Gesetzes und 
der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften für die Haushaltsführung 
verbindlich. Ansprüche und 
Verbindlichkeiten Dritter werden durch ihn 
weder begründet noch aufgehoben. 

 

 
Das Instrument des globalen Minderaufwands 
wird aus den allgemeinen 
Haushaltsgrundsätzen herausgelöst und in § 
79 Absatz 3 Satz 1 überführt: Sofern nach 
Haushaltsplanung - ohne Ansatz des globalen 
Minderaufwands - ein Jahresfehlbetrag 
geplant wird, kann eine globale 
Minderausgabe von bis zu zwei Prozent der 
Summe der ordentlichen Aufwendungen in 
den Ansatz gebracht werden, um den 
geplanten Jahresfehlbetrag einem Ausgleich 
zuzuführen. Diese Handlungsoption gilt für 
alle Gemeinden, unabhängig davon, in 
welcher haushaltsrechtlichen Situation sie sich 
befinden. Aus der getroffenen Formulierung 
ergibt sich, dass der globale Minderaufwand 
zum Ausgleich von Jahresfehlbeträgen dient 
und nicht dazu verwendet werden soll, um 
neue Aufwandsspielräume in einem Haushalt 
zu schaffen.  
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 81  
Nachtragssatzung 

 
(1) Die Haushaltssatzung kann nur durch 
Nachtragssatzung geändert werden, die 

§ 81 (neu) 
Nachtragssatzung 

 
(1) Die Haushaltssatzung kann nur durch 
Nachtragssatzung geändert werden, die 

 



spätestens bis zum Ablauf des 
Haushaltsjahres zu beschließen ist. Für 
die Nachtragssatzung gelten die 
Vorschriften für die Haushaltssatzung 
entsprechend. 

(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine 
Nachtragssatzung zu erlassen, wenn 

            1. sich zeigt, dass trotz 
Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit 

a) ein erheblicher Jahresfehlbetrag 
entstehen wird und der 
Haushaltsausgleich nur durch eine 
Änderung der Haushaltssatzung erreicht 
werden kann oder 

b) ein erheblich höherer Jahresfehlbetrag 
als geplant entstehen wird und der höhere 
Fehlbetrag nur durch eine Änderung der 
Haushaltssatzung vermieden werden 
kann, 

2. bisher nicht veranschlagte oder 
zusätzliche Aufwendungen oder 
Auszahlungen bei einzelnen 
Haushaltspositionen in einem im 
Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen 
oder Gesamtauszahlungen erheblichen 
Umfang geleistet werden müssen, 

spätestens bis zum Ablauf des 
Haushaltsjahres zu beschließen ist. Für 
die Nachtragssatzung gelten die 
Vorschriften für die Haushaltssatzung 
entsprechend. 

(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine 
Nachtragssatzung zu erlassen, wenn 

            1. sich zeigt, dass trotz 
Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit 

ein erheblicher Jahresfehlbetrag entsteht 
oder ein veranschlagter Jahresfehlbetrag 
sich erheblich vergrößert und sich nicht 
durch andere Maßnahmen vermeiden 
lässt, 

 

 

 

2. bisher nicht veranschlagte oder 
zusätzliche Aufwendungen oder 
Auszahlungen bei einzelnen 
Haushaltspositionen in einem im 
Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen 
oder Gesamtauszahlungen erheblichen 
Umfang geleistet werden müssen, 



3. Auszahlungen für bisher nicht 
veranschlagte Investitionen  
                                                   geleistet 
werden sollen. 

Dies gilt nicht für überplanmäßige 
Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 3. 

(3) Absatz 2 Nrn. 2 und 3 findet keine 
Anwendung auf 

1. geringfügige Investitionen und 
Instandsetzungen an Bauten, die 
unabweisbar sind, 

 
 
2. Umschuldung von Krediten für 
Investitionen. 

 

 

 
 

 
(4) Im Übrigen kann, wenn die 
Entwicklung der Erträge oder der 
Aufwendungen oder die Erhaltung der 
Liquidität es erfordert, der Rat die 
Inanspruchnahme von Ermächtigungen 

3. Auszahlungen für bisher nicht 
veranschlagte Investitionen oder 
Investitionsfördermaßnahmen geleistet 
werden sollen. 

Dies gilt nicht für überplanmäßige 
Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 3. 

(3) Absatz 2 Nrn. 2 und 3 findet keine 
Anwendung auf 

1. geringfügige Investitionen und 
Instandsetzungen an Bauten oder 
Investitionsfördermaßnahmen sowie   
unabweisbare Aufwendungen und 
Auszahlungen, 

2. Umschuldung von Krediten und für 
Investitionen. 

3. Abweichungen vom Stellenplan und die 
Leistung höherer Personalaufwendungen, 
die sich unmittelbar aus einer Änderung 
des Besoldungs- oder Tarifrechts 
ergeben. Für Verwaltungsvorfälle nach 
Satz 1 Nummer 1 kann der Rat eine 
Wesentlichkeitsschwelle festlegen. 

(4) Im Übrigen kann, wenn die 
Entwicklung der Erträge oder der 
Aufwendungen oder die Erhaltung der 
Liquidität es erfordert, der Rat die 
Inanspruchnahme von Ermächtigungen 



sperren. Er kann seine Sperre und die des 
Kämmerers oder des Bürgermeisters 
aufheben. 

(5) Im Zuge der Ausbreitung der COVID-
19-Pandemie findet im Haushaltsjahr 2020 
Absatz 4 keine Anwendung. 

 

sperren. Er kann seine Sperre und die des 
Kämmerers oder des Bürgermeisters 
aufheben. 

(5) Im Zuge der Ausbreitung der COVID-
19-Pandemie findet im Haushaltsjahr 2020 
Absatz 4 keine Anwendung. 

 
§ 82  

Vorläufige Haushaltsführung 
 

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn 
des Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, so darf die Gemeinde 
ausschließlich 

1. Aufwendungen entstehen lassen und 
Auszahlungen leisten, zu denen sie 
rechtlich verpflichtet ist oder die für die 
Weiterführung notwendiger Aufgaben 
unaufschiebbar sind; sie darf 
insbesondere Bauten, Beschaffungen und 
sonstige Investitionsleistungen, für die im 
Haushaltsplan des Vorjahres 
Finanzpositionen oder 
Verpflichtungsermächtigungen 
vorgesehen waren, fortsetzen, 

2. Realsteuern nach den Sätzen des 
Vorjahres erheben, 

§ 82 (neu) 
Vorläufige Haushaltsführung 

 
(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn 
des Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, so darf die Gemeinde 
ausschließlich 

1. Aufwendungen entstehen lassen und 
Auszahlungen leisten, zu denen sie 
rechtlich verpflichtet ist oder die für die 
Weiterführung notwendiger Aufgaben 
unaufschiebbar sind; sie darf 
insbesondere Bauten, Beschaffungen und 
sonstige Investitionsleistungen, für die im 
Haushaltsplan des Vorjahres 
Finanzpositionen oder 
Verpflichtungsermächtigungen 
vorgesehen waren, fortsetzen, 

2. Realsteuern nach den Sätzen des 
Vorjahres erheben, 

 



3. Kredite umschulden. 

(2) Reichen die Finanzmittel für die 
Fortsetzung der Bauten, der 
Beschaffungen und der sonstigen 
Leistungen des Finanzplans nach Absatz 
1 Nr.              1 nicht aus, so darf die  
Gemeinde mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde Kredite für Investitionen  
                                                       bis zu 
einem Viertel des Gesamtbetrages der in 
der Haushaltssatzung des Vorjahres 
festgesetzten Kredite aufnehmen. Die 
Gemeinde hat dem Antrag auf 
Genehmigung eine nach Dringlichkeit 
geordnete Aufstellung der vorgesehenen 
unaufschiebbaren Investitionen 
beizufügen. Die Genehmigung soll unter 
dem Gesichtspunkt einer geordneten 
Haushaltswirtschaft erteilt oder versagt 
werden; sie kann unter Bedingungen und 
mit Auflagen erteilt werden. Sie ist in der 
Regel zu versagen, wenn die 
Kreditverpflichtungen mit der dauernden 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht in 
Einklang stehen. 

 

 

(3) Ist im Fall des § 76 Abs. 1 die 
Haushaltssatzung bei Beginn des 

3. Kredite umschulden. 

(2) Reichen die Finanzmittel für die 
Fortsetzung der Bauten, der 
Beschaffungen und der sonstigen 
Leistungen des Finanzplans nach Absatz 
1 Nummer 1 nicht aus, so darf die 
Gemeinde mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde Kredite für Investitionen 
und Investitionsfördermaßnahmen bis zu 
einem Viertel des durchschnittlichen 
GesamtBetrages der Kreditermächtigung 
für die beiden Vorjahre aufnehmen. Die 
Gemeinde hat dem Antrag auf 
Genehmigung eine nach Dringlichkeit 
geordnete Aufstellung der vorgesehenen 
unaufschiebbaren Investitionen 
beizufügen. Die Genehmigung soll unter 
dem Gesichtspunkt einer geordneten 
Haushaltswirtschaft erteilt oder versagt 
werden; sie kann unter Bedingungen und 
mit Auflagen erteilt werden. Sie ist in der 
Regel zu versagen, wenn die 
Kreditverpflichtungen mit der dauernden 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht in 
Einklang stehen. 

(3) Der Stellenplan des Vorjahres gilt 
weiter, bis die Haushaltssatzung für das 
neue Jahr erlassen ist. 

(4) Ist im Fall des § 76 Absatz 1 die 
Haushaltssatzung bei Beginn des 



Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, gelten ergänzend zu den 
Regelungen der Absätze 1 und 2 die 
nachfolgenden Bestimmungen vom 
Beginn des Haushaltsjahres - bei späterer 
Beschlussfassung über die 
Haushaltssatzung vom Zeitpunkt der 
Beschlussfassung - bis zur Genehmigung 
des Haushaltssicherungskonzeptes: 

1. Die Gemeinde hat weitergehende 
haushaltswirtschaftliche Beschränkungen 
für die Besetzung von Stellen, andere 
personalwirtschaftliche Maßnahmen und 
das höchstzulässige Aufwandsvolumen 
des Ergebnishaushalts sowie die 
Regelungen zur Nachweisführung 
gegenüber der Aufsichtsbehörde zu 
beachten, die durch Rechtsverordnung 
des für Kommunales zuständigen 
Ministeriums im Einvernehmen mit dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium 
festgelegt werden. 

2. Der in Absatz 2 festgelegte 
Kreditrahmen kann mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde überschritten werden, 
wenn das Verbot der Kreditaufnahme 
anderenfalls zu einem nicht auflösbaren 
Konflikt zwischen verschiedenen 
gleichrangigen Rechtspflichten der 
Gemeinde führen würde. Die 

Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, gelten ergänzend zu den 
Regelungen der Absätze 1 bis 3 die 
nachfolgenden Bestimmungen vom 
Beginn des Haushaltsjahres - bei späterer 
Beschlussfassung über die 
Haushaltssatzung vom Zeitpunkt der 
Beschlussfassung - bis zur Genehmigung 
des Haushaltssicherungskonzeptes: 

1. Die Gemeinde hat weitergehende 
haushaltswirtschaftliche Beschränkungen 
für die Besetzung von Stellen, andere 
personalwirtschaftliche Maßnahmen und 
das höchstzulässige Aufwandsvolumen 
des Ergebnishaushalts sowie die 
Regelungen zur Nachweisführung 
gegenüber der Aufsichtsbehörde zu 
beachten, die durch Rechtsverordnung 
des für Kommunales zuständigen 
Ministeriums im Einvernehmen mit dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium 
festgelegt werden. 

2. Der in Absatz 2 festgelegte 
Kreditrahmen kann mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde überschritten werden, 
wenn das Verbot der Kreditaufnahme 
anderenfalls zu einem nicht auflösbaren 
Konflikt zwischen verschiedenen 
gleichrangigen Rechtspflichten der 
Gemeinde führen würde. Die 



Genehmigung kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. 

(4) Die Bestimmungen des Absatzes 3 
gelten ab dem 1. April des 
Haushaltsjahres bis zur Beschlussfassung 
über einen ausgeglichenen Haushalt oder 
bis zur Erteilung der Genehmigung für ein 
Haushaltssicherungskonzept auch dann, 
wenn bis zu dem Termin kein 
ausgeglichener Haushalt beschlossen 
worden ist. 

 

Genehmigung kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. 

(5) Die Bestimmungen des Absatzes 4 
gelten ab dem 1. April des 
Haushaltsjahres bis zur Beschlussfassung 
über einen ausgeglichenen Haushalt oder 
bis zur Erteilung der Genehmigung für ein 
Haushaltssicherungskonzept auch dann, 
wenn bis zu dem Termin kein 
ausgeglichener Haushalt beschlossen 
worden ist. 

 
§ 84  

Mittelfristige Ergebnis- und 
Finanzplanung 

 
Die Gemeinde hat ihrer 
Haushaltswirtschaft eine fünfjährige 
Ergebnis- und Finanzplanung zu Grunde 
zu legen und in den Haushaltsplan 
einzubeziehen. Das erste Planungsjahr ist 
das laufende Haushaltsjahr. Die Ergebnis- 
und Finanzplanung für die dem 
Haushaltsjahr folgenden drei 
Planungsjahre soll in den einzelnen 
Jahren ausgeglichen sein. Sie ist mit der 
Haushaltssatzung der Entwicklung 
anzupassen und fortzuführen. 

 

§ 84 (neu) 
Mittelfristige Ergebnis- und 

Finanzplanung 
 

(1) Die Gemeinde hat ihrer 
Haushaltswirtschaft eine fünfjährige 
Ergebnis- und Finanzplanung zu Grunde 
zu legen und in den Haushaltsplan 
einzubeziehen. Das erste Planungsjahr ist 
das laufende Haushaltsjahr. Die Ergebnis- 
und Finanzplanung für die dem 
Haushaltsjahr folgenden drei 
Planungsjahre soll in den einzelnen 
Jahren ausgeglichen sein. Sie ist mit der 
Haushaltssatzung der Entwicklung 
anzupassen und fortzuführen.  

(2) Soll in der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung der Ausgleich eines 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 84 wird neu strukturiert: Der Absatz 1 
beinhaltet den bisherigen Normtext. Absatz 2 
berücksichtigt die Möglichkeit, den Haushalts-
ausgleich innerhalb der mittelfristigen Ergeb-
nis- und Finanzplanung über das Vortragen 
von Jahresfehlbeträgen herzustellen. In 
diesem Fall unterliegt die Vortragung der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Dies 



geplanten Jahresfehlbetrages durch 
Vortrag erreicht werden, bedarf es dazu 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. § 
75 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Die 
Genehmigung kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. Die 
Aufsichtsbehörde kann die Gemeinde zur 
Aufstellung eines Haushaltssicherungs-
konzeptes verpflichten, wenn die stetige 
Erfüllung der Aufgaben nach § 75 Absatz 
1 Satz 1 nicht gesichert erscheint. 

 

korreliert mit dem Verfahren, dass auch bisher 
mit der Verringerung der allgemeinen Rück-
lage zur Anwendung kommt. Wegen der 
Wirkungen, die das Vortragen von Jahresfehl-
beträgen auf das Eigenkapital haben kann, 
wird die bisherige Sicherung gegen 
den vollständigen Eigenkapitalverbrauch 
nunmehr hier verankert. Die Genehmigung 
kann unter Bedingungen und mit Auflagen 
erteilt werden. Sofern die stetige Erfüllung 
der Aufgaben nicht gesichert erscheint 
(Umkehrung aus § 75 Absatz 1 Satz 1), kann 
die Aufsichtsbehörde auch die Notwendigkeit 
zur Aufstellung eines Haushaltssicherungs-
konzeptes anordnen. 

§ 85  
Verpflichtungsermächtigungen 

 
(1) Verpflichtungen zur Leistung von 
Auszahlungen für Investitionen 
                                             in künftigen 
Jahren dürfen grundsätzlich nur 
eingegangen werden, wenn der 
Haushaltsplan hierzu ermächtigt. Sie 
dürfen ausnahmsweise auch 
überplanmäßig oder außerplanmäßig 
eingegangen werden, wenn sie 
unabweisbar sind und der in der 
Haushaltssatzung festgesetzte 
Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen nicht 
überschritten wird. § 83 Abs. 1 Sätze 3 
und 4 gelten sinngemäß. 

§ 85 (neu) 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
(1) Verpflichtungen zur Leistung von 
Auszahlungen für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen in künftigen 
Jahren dürfen grundsätzlich nur 
eingegangen werden, wenn der 
Haushaltsplan hierzu ermächtigt. Sie 
dürfen ausnahmsweise auch 
überplanmäßig oder außerplanmäßig 
eingegangen werden, wenn sie 
unabweisbar sind und der in der 
Haushaltssatzung festgesetzte 
Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen nicht 
überschritten wird. § 83 Abs. 1 Sätze 3 
und 4 gelten sinngemäß. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



(2) Die Verpflichtungsermächtigungen 
gelten bis zum Ende des auf das 
Haushaltsjahr folgenden Jahres und, 
wenn die Haushaltssatzung für das 
übernächste Jahr nicht rechtzeitig 
öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum 
Erlass dieser Haushaltssatzung. 

 

(2) Die Verpflichtungsermächtigungen 
gelten bis zum Ende des auf das 
Haushaltsjahr folgenden Jahres und, 
wenn die Haushaltssatzung für das 
übernächste Jahr nicht rechtzeitig 
öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum 
Erlass dieser Haushaltssatzung. In einer 
Haushaltssatzung für zwei Haushaltsjahre 
kann bestimmt werden, dass nicht in 
Anspruch genommene 
Verpflichtungsermächtigungen des ersten 
Haushaltsjahres weiter bis zum Erlass der 
nächsten Haushaltssatzung gelten. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung 

§ 86   
Kredite 

 
(1) Kredite dürfen nur für Investitionen 
unter der Voraussetzung des § 77 Absatz 
4 und zur Umschuldung aufgenommen 
werden.  
                                                           Die 
daraus übernommenen Verpflichtungen 
müssen mit der dauernden 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde in 
Einklang stehen. Die Kreditaufnahme 
erfolgt grundsätzlich in Euro. In anderen 
Währungen ist die Kreditaufnahme nur in 
Verbindung mit einem 
Währungssicherungsgeschäft zulässig. 

§ 86 (neu) 
Kredite 

 
(1) Kredite dürfen nur für Investitionen 
unter der Voraussetzung des § 77 Absatz 
4 nur für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen und zur 
Umschuldung aufgenommen werden. Die 
daraus übernommenen Verpflichtungen 
müssen mit der dauernden 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde in 
Einklang stehen. Die Kreditaufnahme 
erfolgt grundsätzlich in Euro. In anderen 
Währungen ist die Kreditaufnahme nur in 
Verbindung mit einem 
Währungssicherungsgeschäft zulässig. 

 



(2) Die Kreditermächtigung gilt bis zum 
Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahres und, wenn die Haushaltssatzung 
für das übernächste Jahr nicht rechtzeitig 
öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum 
Erlass dieser Haushaltssatzung. 

(3) Die Aufnahme einzelner Kredite bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde, 
sobald die Kreditaufnahme nach § 19 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft beschränkt 
worden ist. Die Einzelgenehmigung kann 
nach Maßgabe der Kreditbeschränkungen 
versagt werden. 

(4) Entscheidungen der Gemeinde über 
die Begründung einer 
Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich 
einer Kreditverpflichtung gleichkommt, 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich, 
spätestens einen Monat vor der 
rechtsverbindlichen Eingehung der 
Verpflichtung, anzuzeigen. Absatz 1 Satz 
2 gilt sinngemäß. Eine Anzeige ist nicht 
erforderlich für die Begründung von 
Zahlungsverpflichtungen im Rahmen der 
laufenden Verwaltung. 

 

 

(2) Die Kreditermächtigung gilt bis zum 
Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahres und, wenn die Haushaltssatzung 
für das übernächste Jahr nicht rechtzeitig 
öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum 
Erlass dieser Haushaltssatzung. 

(3) Die Aufnahme einzelner Kredite bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde, 
sobald die Kreditaufnahme nach § 19 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft beschränkt 
worden ist. Die Einzelgenehmigung kann 
nach Maßgabe der Kreditbeschränkungen 
versagt werden. 

(4) Die Aufnahme einzelner Kredite bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
(Einzelgenehmigung), wenn 

1. die Kreditaufnahmen nach § 19 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft vom 8. 
Juni 1967 (BGBl. I S. 582), das zuletzt 
durch Artikel 267 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert 
worden ist, beschränkt worden sind, wobei 
die Einzelgenehmigung nach Maßgabe 
der Kreditbeschränkungen versagt werden 
kann, oder  

2. ein Haushaltssicherungskonzept 
aufgestellt worden ist und die 



 

 

(5) Die Gemeinde darf zur Sicherung des 
Kredits keine Sicherheiten bestellen. Die 
Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen 
zulassen, wenn die Bestellung von 
Sicherheiten der Verkehrsübung 
entspricht. 

 

Aufsichtsbehörde sich die Genehmigung 
der Aufnahme einzelner Kredite nach § 76 
Absatz 2 Satz 5 vorbehalten hat.“. 

(5) Die Gemeinde darf zur Sicherung des 
Kredits keine Sicherheiten bestellen. Die 
Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen 
zulassen, wenn die Bestellung von 
Sicherheiten der Verkehrsübung 
entspricht. 

 
§ 89  

Liquidität 
 

(1) Die Gemeinde hat ihre 
Zahlungsfähigkeit durch eine 
angemessene Liquiditätsplanung 
sicherzustellen. 

(2) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer 
Auszahlungen kann die Gemeinde Kredite 
zur Liquiditätssicherung bis zu dem in der 
Haushaltssatzung festgesetzten 
Höchstbetrag aufnehmen, soweit dafür 
keine anderen Mittel zur Verfügung 
stehen. Diese Ermächtigung gilt über das 
Haushaltsjahr hinaus bis zum Erlass der 
neuen Haushaltssatzung. 

 

§ 89 (neu) 
Liquidität 

 
(1) Die Gemeinde hat ihre 
Zahlungsfähigkeit durch eine 
angemessene Liquiditätsplanung 
sicherzustellen. 

(2) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer 
Auszahlungen kann die Gemeinde Kredite 
zur Liquiditätssicherung bis zu dem in der 
Haushaltssatzung festgesetzten 
Höchstbetrag aufnehmen, soweit dafür 
keine anderen Mittel zur Verfügung 
stehen. Im Rahmen des 
Jahresabschlusses ist durch Bereinigung 
sicherzustellen, dass Kredite zur 
Liquiditätssicherung nicht zur 
Finanzierung von Investitionen oder 
Investitionsfördermaßnahmen verwendet 
werden. § 86 Absatz 2 gilt entsprechend.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



(3) Ist ein Haushaltssicherungskonzept 
nach § 76 aufzustellen, so bedarf der 
Höchstbetrag der Kredite zur 
Liquiditätssicherung im Rahmen der 
Haushaltssatzung der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde.  

(4) Die von der Gemeinde nach dem 31. 
Dezember 2023 aufgenommenen Kredite 
zur Liquiditätssicherung sollen innerhalb 
von höchstens 36 Monaten nach Ablauf 
des Haushaltsjahres, für das sie 
aufgenommen worden sind, vollständig 
getilgt werden. 

§ 89 Absatz 3 sieht vor, dass, wenn ein 
Haushaltssicherungskonzept nach § 76 
aufzustellen ist, der Höchstbetrag der 
Kredite zur Liquiditätssicherung im Rahmen 
der Haushaltssatzung der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde unterliegt.  
 
Absatz 4 orientiert sich an den Regelungen in 
der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (dort: 
§ 105 Absatz 5). Kredite zur Liquiditäts-
sicherung sollen, wenn sie nach dem 31. 
Dezember 2023 aufgenommen 
werden, innerhalb von höchstens 36 Monaten 
nach Ablauf des Haushaltsjahres, 
für das sie aufgenommen worden sind, 
vollständig getilgt werden. Mit der Auf- 
nahme von § 89 Absatz 4 wird der weiteren 
Verschuldung von Kommunen 
entgegengewirkt und damit der 
generationengerechte Handlungsauftrag aus § 
1 Absatz 1 Satz 3 gestärkt. 
 

§ 95  
Jahresabschluss 

 
(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines 
jeden Haushaltsjahres einen 
Jahresabschluss aufzustellen. Der 
Jahresabschluss  
 

 
 

§ 95 (neu) 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines 
jeden Haushaltsjahres einen 
Jahresabschluss aufzustellen. Der 
Jahresabschluss ist nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung unter Berücksichtigung der 
besonderen 
gemeindehaushaltsrechtlichen 
Bestimmungen aufzustellen und hat klar 

 



                                               muss klar 
und übersichtlich sein. Der 
Jahresabschluss hat sämtliche 
Vermögensgegenstände, Schulden, 
Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, 
Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen zu enthalten, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. Er hat unter 
Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu 
vermitteln. 

 

 

 

 

 

 

 
 
(2) Der Jahresabschluss besteht aus 

1. der Ergebnisrechnung, 

und übersichtlich zu sein. Der 
Jahresabschluss hat sämtliche 
Vermögensgegenstände, Schulden, 
Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, 
Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen zu enthalten, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. Er hat unter 
Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu 
vermitteln. 

(2) Ein Jahresfehlbetrag im 
Jahresabschluss soll unverzüglich gedeckt 
werden. Er soll im Jahresabschluss durch 
Entnahme aus der Ausgleichsrücklage 
ausgeglichen werden. Ein danach 
verbleibender Jahresfehlbetrag ist nach 
drei Jahren mit der allgemeinen Rücklage 
auszugleichen, soweit er nicht mit 
Jahresüberschüssen in einem 
vorangehenden Haushaltsjahr gedeckt 
werden kann. Die allgemeine Rücklage 
darf nicht negativ sein. 

(3) Der Jahresabschluss besteht aus 

1. der Ergebnisrechnung, 

2. der Finanzrechnung und 



2. der Finanzrechnung, 

3. den Teilrechnungen und 

4. der Bilanz. 

Der Jahresabschluss ist um einen Anhang 
zu erweitern, der mit den Bestandteilen 
des Jahresabschlusses nach Satz 1 eine 
Einheit bildet. Darüber hinaus hat die 
Gemeinde einen Lagebericht aufzustellen. 

(3) Am Schluss des Anhangs sind für die 
Mitglieder des Verwaltungsvorstands nach 
§ 70, soweit dieser nicht zu bilden ist für 
den Bürgermeister und den Kämmerer, 
sowie für die Ratsmitglieder, auch wenn 
die Personen im Haushaltsjahr 
ausgeschieden sind, anzugeben, 

1. Familienname mit mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen, 

2. der ausgeübte Beruf, 

3. die Mitgliedschaft in Aufsichtsräten und 
anderen Kontrollgremien im Sinne des § 
125 Absatz 1 Satz 5 des Aktiengesetzes 
vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1089), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2446) 
geändert worden ist, 

3. den Teilrechnungen und 

3. der Bilanz. 

Der Jahresabschluss ist um einen Anhang 
zu erweitern, der mit den Bestandteilen 
des Jahresabschlusses nach Satz 1 eine 
Einheit bildet. Am Schluss des Anhangs 
sind die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister, die Mitglieder des Rates, 
die Beigeordneten, die Kämmerin oder der 
Kämmerer, auch wenn sie im 
Haushaltsjahr ausgeschieden sind, mit 
dem Familiennamen und mindestens 
einem ausgeschriebenen Vornamen 
anzugeben. Darüber hinaus hat die 
Gemeinde einen Lagebericht aufzustellen. 

 

 

 

 

 

 

 

 



4. die Mitgliedschaft in Organen von 
verselbstständigten Aufgabenbereichen 
der Gemeinde in öffentlich-rechtlicher oder 
privatrechtlicher Form, 

5. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger 
privatrechtlicher Unternehmen. 

§ 43 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 gelten 
entsprechend. 

(4) Dem Anhang sind als Anlagen 
beizufügen 

1. ein Anlagenspiegel, 

2. ein Forderungsspiegel, 

3. ein Eigenkapitalspiegel, 

4. ein Verbindlichkeitenspiegel und 

5. eine Übersicht über die in das folgende 
Jahr übertragenen 
Haushaltsermächtigungen. 

(5) Der Entwurf des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes wird vom 
Kämmerer aufgestellt und dem 
Bürgermeister zur Bestätigung vorgelegt. 
Der Bürgermeister leitet den von ihm 
bestätigten Entwurf innerhalb von drei 
Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres 

 

 

 

 
 

(4) Dem Anhang sind als Anlagen 
beizufügen 

1. ein Anlagenspiegel, 

2. ein Forderungsspiegel, 

3. ein Eigenkapitalspiegel, 

4. ein Verbindlichkeitenspiegel und 

5. eine Übersicht über die in das folgende 
Jahr übertragenen 
Haushaltsermächtigungen. 

(5) § 80 Absatz 1 gilt sinngemäß. § 80 
Absatz 2 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, 
dass die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister den von ihr oder ihm 
bestätigten Entwurf innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres 
dem Rat zur Feststellung zuleitet. § 80 
Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten 
entsprechend. 



dem Rat zur Feststellung zu. Soweit er 
von dem ihm vorgelegten Entwurf 
abweicht, kann der Kämmerer dazu eine 
Stellungnahme abgeben. Wird von diesem 
Recht Gebrauch gemacht, hat der 
Bürgermeister die Stellungnahme mit dem 
Entwurf dem Rat vorzulegen. 

 
 

 


